
grundsätze für die volkseigene und konsumgenossen­
schaftliche Wirtschaft — vom 28. April 1955 (GBl. I 
S. 326) setzt die Anordnung der DWK vom 26. Januar 
1949 (ZVOB1. S. 63) über kurzfristige Kredite und die 
dazu erlassenen Richtlinien der Deutschen Notenbank 
hinsichtlich der volkseigenen und konsumgenossen­
schaftlichen Wirtschaft außer Kraft und stellt dafür 
neue Kreditgrundsätze auf. Besonders zu beachten ist 
hierbei, daß kurzfristige Kredite nur noch an Betriebe 
ausgereicht werden, die nach dem Prinzip der wirt­
schaftlichen Rechnungsführung arbeiten und rentabel 
(bzw. im Rahmen des planmäßigen Verlustes) wirt­
schaften. Weiter werden in dieser DB und den dazu 
ergangenen Anordnungen (vgl. Sonderdruck Nr. 81) die 
Methoden der Kreditierung und Kontrolle bei den ein­
zelnen volkseigenen und konsumgenossenschaftlichen 
Wirtschaftszweigen festgelegt.

Nicht weniger bedeutsam ist die Fünfte Durchfüh­
rungsbestimmung zum Gesetz über die Deutsche Noten­
bank — Verrechnung von Geldforderungen und Geld­
verbindlichkeiten aus Warenlieferungen und Leistungen 
im Bereich der sozialistischen und privaten Wirtschaft — 
vom 28. April 1955 (GBl. I S. 327), die das bisherige 
RE- und das VF-Verfahren, also die bisherige Methode 
des Bankeninkassos ersetzt. Entsprechend den Besonder­
heiten in der Produktion und Zirkulation in den ein­
zelnen Wirtschaftszweigen werden eine Reihe verbesser­
ter oder neuer Verrechnungsverfahren eingeführt (vgl. 
hierzu Sonderdruck Nr. 31). An erster Stelle steht das 
RE-Verfahren als allgemeine Verrechnungsart mit — 
für den Gläubiger — wesentlich besseren Einzugs­
bedingungen als bisher. Größere Bedeutung wird in 
Zukunft das VF-Verfahren haben. Es ist besonders für 
Verrechnung von Geldforderungen auf Grund von 
Warenlieferungen und Leistungen, die sich aus gegen­
seitigen Vertragsbeziehungen (Kooperation) ergeben, ge­
eignet. Neben diesen zwei Hauptverfahren wird weiter­
hin das PV-Verfahren, das ist die planmäßige Verrech­
nung von Geldforderungen auf Grund fortlaufender 
Warenlieferungen oder gleichbleibender Leistungen, und 
die Verrechnung über kreditorische Sonderkonten (SK- 
Verfahren) geregelt. Größere Bedeutung wird die Ver­
rechnung von Geldverbindlichkeiten durch Akkreditiv­
stellung (Ak-Verfahren) erlangen. Gerade diese Ver­
rechnungsmethode wird viel dazu beitragen, die Plan- 
und Finanzdisziplin der volkseigenen und der ihnen 
gleichgestellten Betriebe zu stärken. Die Schaffung 
dieses der Ökonomik der einzelnen Wirtschaftszweige 
entsprechenden differenzierten Systems von Verrech­
nungsmethoden ist insgesamt dazu bestimmt, den bar­
geldlosen Verrechnungsverkehr zu beschleunigen und 
die Zahlungsdisziplin zu festigen.

Auf diesem Gebiet ist weiter eine Maßnahme zu ver­
merken, deren Wurzel auf die Währungsreform-Gesetz­
gebung von 1948 zurückgeht. Die Währungsreform 
hatte die seit 1945 bei den Geldinstituten blockierten 
Altguthaben im Verhältnis 10 :1 umgewertet und in 
eine langfristige innere Anleihe umgewandelt (vgl. 
Ziff. 7f des SMAD-Befehls Nr. Ill, ZVOB1.1948 S. 218, 
und Ziff. 15 a der VO über die Währungsreform vom 
21. Juni 1948, ZVOB1. S. 222). Die dazu erlassene Anord­
nung über die Altguthaben-Ablösungsanleihe vom 
23. September 1948 (ZVOB1. S. 475) hatte für diese ins 
Schuldbuch einzutragende und ab 1959 zu tilgende An­
leihe eine bis zum 31. Dezember 1954 laufende Sperrfrist 
für Veräußerungen und Verpfändungen bestimmt; die 
nach dem Ablauf dieser Sperrfrist erforderliche Rege­
lung bringt nunmehr die Anweisung über den Ablauf 
der Sperrfrist für Veräußerungen und Verpfändungen 
von Anteilsrechten an der Altguthaben-Ablösungs-An- 
leihe vom 23. Februar 1955 (GBl. II S. 85). Die wichtig­
sten Bestimmungen dieser ausführlichen Anweisung 
gehen dahin, daß nunmehr über die Anleihe in gleicher 
Weise verfügt werden kann, wie über andere Schuld­
buchforderungen, d. h. insbesondere durch Eintragung 
eines neuen Gläubigers im Schuldbuch, daß aber staat­
lichen Organen, Betrieben der volkseigenen Wirtschaft 
und Kreditinstituten der Erwerb von Anteilsrechten in 
der Regel nicht gestattet ist.

Schließlich muß hier die Anordnung über die gel­
tende Fassung der Richtlinien zum Gesetz zur Regelung 
des Innerdeutschen Zahlungsverkehrs vom 5. März 1955 
(GBl. II S. 105) Erwähnung finden, die den Katalog

der Zahlungen, welche westdeutsche oder Westberliner 
Gläubiger zu Lasten ihrer hiesigen Sperrkonten leisten 
dürfen, wesentlich erweitert und den Betrag der im 
Einzelfall zulässigen Verfügung über solche Konten 
erhöht. Wichtig ist auch, daß nunmehr die Deutsche 
Notenbank das Recht erhält, in Ausnahmefällen auch 
andere als die im Katalog erwähnten Zahlungen zuzu­
lassen. Zur Klärung einer bisher offenen Streitfrage 
wird angeordnet, daß, soweit Verfügungen über ein 
Westzonenkonto nach den neuen Richtlinien nicht zu­
lässig sind, auch Abtretung und Pfändung von Forde­
rungen, deren Erträgnisse auf das Sperrkonto gezahlt 
werden müssen, nicht vorgenommen werden dürfen.

*

Im Bereich des Bau - und W o h n u n g s w e s e n s  
ist an erster Stelle die Bekanntmachung des Beschlusses 
des Ministerrats über die wichtigsten Aufgaben im Bau­
wesen vom 21. April 1955 (GBl. I S. 297) hervorzuheben. 
Dieser umfänglich und inhaltlich vielseitige und bedeu­
tungsvolle Beschluß ist einer der „Meilensteine“, von 
denen wir in der vorletzten Übersicht7) sprachen; er 
faßt das auf diesem Gebiet Erreichte zusammen, läßt 
aber vor allem auch die Länge des Weges erkennen, 
der gerade hier noch zu gehen ist. Was unserer Bau­
wirtschaft vor allem not tut, sagt mit wenigen, unge­
schminkten und desto einprägsameren Worten der 
Satz: „Wir bauen nicht gut genug, wir bauen zu langsam 
und vor allem zu teuer“ und die hieraus folgende Lo­
sung: „Besser, schneller und billiger bauen!“ Die zur 
Erreichung dieses Ziels erforderlichen Maßnahmen wer­
den in sechs großen Abschnitten mit jeweils einem 
Schwerpunktgebiet behandelt:' Industrialisierung des 
Bauens, worunter nicht nur der Ersatz schwerer körper­
licher Arbeit auf dem Bau durch Maschinenarbeit ver­
standen wird, sondern auch die Herstellung von Typen­
bauelementen und die Anwendung von Typenprojekten; 
die Mobilisierung aller vorhandenen Reserven, eine For­
derung, die sich nicht auf die Erschließung örtlicher 
Materialreserven beschränkt, sondern auch die Konti­
nuität der Bauproduktion und gleichmäßige Auslastung 
der Produktionskapazitäten sowie die Anwendung neuer 
Arbeitsmethoden beinhaltet; die Verbesserung der 
Städteplanung; die Verbesserung auf dem Gebiet des 
landwirtschaftlichen Bauens; die Verbesserung der Ar­
beit der staatlichen Organe auf dem Gebiet des Bau­
wesens und schließlich die Entwicklung der Kader. Die 
Lektüre dieses wichtigen und instruktiven Beschlusses 
wird unseren Lesern angelegentlich empfohlen.

Eine der Voraussetzungen für die Verbesserung der 
staatlichen administrativen Tätigkeit auf dem Gebiet 
des Bauwesens wurde schon vor Erlaß des Beschlusses 
durch die Verordnung über die staatliche Bauaufsicht 
vom 17. Februar 1955 (GBl. I S. 169) geschaffen, die die 
Aufgaben, Wirkungsbereiche und Verantwortlichkeit. 
der Organe der staatlichen Bauaufsicht festlegt und sie 
vor allem voneinander abgrenzt. Bemerkenswert ist 
hier, daß neben dem Ministerium für Aufbau und den 
Abteilungen Aufbau bei den Räten der Bezirke und 
Kreise auch die Gütekontrolle in den volkseigenen Ent­
wurfbüros und Baubetrieben als ein Organ der staat­
lichen Bauaufsicht erscheint. Zu den Strafvorschriften 
des § 7 dieser VO vgl. unten. Die Bereicherung der 
deutschen Sprache durch den laufend gebrauchten Ter­
minus „bauaufsichtliche Stellen“ erscheint recht zwei­
felhaft.

Die Erste Durchführungsbestimmung zum Gesetz über 
den Verkauf volkseigener Eigenheime und Siedlungs­
häuser vom 11. Februar 1955 (GBl. I S. 154) und die 
Anordnung zum Gesetz über den Verkauf volkseigener 
Eigenheime und Siedlungshäuser und zur Ersten Durch­
führungsbestimmung vom gleichen Tage (GBl. I S. 159) 
enthalten ausführliche Regelungen des Verfahrens bei 
der Anwendung jenes Gesetzes und entsprechende 
Musterverträge. Wichtig ist die Definition des „Eigen­
heims“ als eines „ein- oder zweistöckigen Einfamilien­
hauses, das in der Regel nicht mehr als fünf Wohn- 
räume hat und sich auf einem Grundstück befindet, 
das nicht größer als 1500 qm ist“; auch eine längere 
Definition des Begriffs „Siedlungshaus“ wird gegeben 
(§ 6 der ersten DB). Hinsichtlich dieser letzteren wird

’) NJ 1955 S. 47.
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